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1. Einleitung

1.1 Vorwort

Das vorliegende Dokument hat die Aufgabe, eine Satzung der zu gründenden
DARIAH-DE eHumanities Infrastructure Service-Unit (DeISU) darzustellen. Hierzu ist
über die Organisationsform der DeISU zu entscheiden, da verschiedene
Organisationsformen verschiedene Satzungsstrukturen haben. Um im schwierigen
Prozess der Findung einer nachhaltigen Finanzierung für die DeISU,
beziehungsweise für TextGrid bzw. für DARIAH-DE als Ganzes weitest mögliche
Flexibilität zu haben, wurde vom DARIAH-DE Exekutiv-Komitee entschieden, noch
keine Organisationsform festzulegen. Hierdurch wird verhindert, dass bestimmte
Finanzierungsformen durch eine bestimmte Organisationsform verhindert werden. So
ist es etwa für eine öffentliche Einrichtung, wie eine Hochschule oder eine
Landesbibliothek äußerst schwierig, einen Verein zu fördern, etwa indem
Verwaltungsarbeiten erledigt werden, oder ein Raum zur Verfügung gestellt wird.

Des Weiteren wurde beschlossen, dass es zunächst keine zwei getrennten
Organisationen für Gesamt-DARIAH-DE und für die technische Betriebseinheit
DeISU geben soll, wie ursprünglich im Antrag angedacht war.

Diese Beschlusslage macht es schwierig, das im Antrag versprochene Deliverable
„DeISU-Satzung“ zu erstellen. Allerdings ist die Gouvernance-Struktur der zu
bildenden DARIAH-DE-Organisation bereits detailliert spezifiziert (vgl. R 3.3.4) und
diese muss sich in einer Satzung in jedem Fall widerspiegeln. 

Deshalb wurde für diesen Text entschieden, eine entsprechende beispielhafte
Satzung für einen eingetragenen gemeinnützigen Verein zu spezifizieren und zwar
nicht nur für die technische Betriebseinheit, sondern für Gesamt-DARIAH-DE. So
wird es möglich sein, für eine in Zukunft in Kraft tretende DARIAH-DE-Organisation
Textbausteine aus dieser Satzung nachzunutzen.

Im Anschluss an die BMBF geförderten TextGrid-Projekte, wurde ein gemeinnütziger
Verein gegründet, der sich zur Aufgabe gemacht hat, die TextGrid-Infrastruktur in
e i n e n n a c h h a l t i g e n B e t r i e b z u ü b e r f ü h r e n . D a m i t t l e r w e i l e d i e
Nachhaltigkeitsstrategie von TextGrid in der Integration von TextGrid in die
technische Infrastruktur von DARIAH-DE besteht, bleibt als weitere Option, den
TextGrid-Verein in einen DARIAH-DE-Verein umzuwandeln. Dies hätte auch in Bezug
auf das Verhältnis CLARIN-D und DARIAH-DE einen gewissen Reiz, da zum Einen
im TextGrid-Verein auch wichtige CLARIN-D-Vertreter Mitglied sind und zum Anderen
beide Infrastrukturprojekte sich in Bezug auf Nachhaltigkeitsfragen koordinieren
wollen.

Es lag deswegen nahe, die DARIAH-DE-Satzung auf Grundlage der Satzung des
TextGrid e.V.s zu erstellen und nur dann von ihr abzuweichen, wenn es Zielsetzung
oder Governance-Struktur erforderlich machen.
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1.3 Abkürzungsverzeichnis

AAI: Authentifizierungs- und Autorisierungsinfrastruktur
API: Application Programming Interface
BMBF: Bundesministerium für Bildung und Forschung
DeISU: eHumanities Infrastructure Service-Unit
DOI: Data Object Identifier
DFG: Deutsche Forschungsgemeinschaft
DFN: Deutsches Forschungsnetz
DH: Digital Humanities
EPIC: European Persistent Identifier Consortium
GESIS: Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften
GWDG: Gesellschaft für wissenschaftliche Datenverarbeitung mbH Göttingen
gwin: Geisteswissenschaftliche Infrastruktur für Nachhaltigkeit
HDC: Humanities Data Centre
IGSN: Implementing Organization of the International Geo Sample Number
iRODS: Integrated Rule-Oriented Data System
PID: Persistente Identifikatoren
SVN: Apache Subversion
VM: Virtuelle Maschine
WYSIWYG: What You See Is What You Get
ZBW: Leibniz-Informationszentrum Wirtschaftswissenschaften

2. DeISU-Satzungsvorschlag am Beispiel eines
gemeinnützigen Vereins

DARIAH-DE – Verein zum nachhaltigen Betrieb einer Forschungsinfrastruktur für die
Geisteswissenschaften

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr

Der Verein führt den Namen „DARIAH-DE – Verein zum nachhaltigen Betrieb einer
Forschungsinfrastruktur für die Geisteswissenschaften“.

Der Verein hat seinen Sitz in ______ und soll im Vereinsregister ______ eingetragen
werden; nach der Eintragung führt er den Zusatz „e.V.“.

Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.
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§ 2 Vereinszweck

Der Verein unterstützt den nachhaltigen Betrieb von technischer und inhaltlicher
Forschungsinfrastruktur für die Geisteswissenschaften.

Zu den Aufgaben des Vereins gehören insbesondere:

• Unterstützung der Kooperation der beteiligten Fachwissenschaftlerinnen und
Fachwissenschaftler

• Betrieb und Pflege der im Rahmen der BMBF-Projekte DARIAH-DE
aufgebauten In f ras t ruk tur und Dienste für d ig i ta l arbei tende
GeisteswissenschaftlerInnen

• Nutzerkommunikation und -beratung

• Zusammenarbeit mit Wissenschaftsorganisationen und -politik

• Öffentlichkeitsarbeit

• Monitoring und Qualitätssicherung

§ 3 Gemeinnützigkeit

Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche,
sondern ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der §§ 51ff.
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (AO) in der jeweils
gültigen Fassung.

Die vom Verein eingenommenen beziehungsweise eingeworbenen Mittel dürfen nur
für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine
Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins.

Mitglieder des Vereins dürfen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Gewinnanteile
erhalten. Bei Ausscheiden haben Mitglieder keinen Anspruch auf das
Vereinsvermögen oder Teile davon.

Es darf keine natürliche oder juristische Person durch Ausgaben, die dem Zweck des
Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt
werden.

Der Verein kann zur Erfüllung seines Zwecks Mitgliedsbeiträge erheben (s. § 6).
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§ 4 Mitgliedschaft

Mitglieder des Vereins können juristische und natürliche Personen sein sofern sie
imstande und gewillt sind, einen wesentlichen Beitrag zum Vereinszweck zu leisten.
Dazu gehört insbesondere:

• Mitarbeit in den Gremien und Arbeitsgruppen des Vereins

• Mitwirkung an der Entwicklung, Ausgestaltung und Betrieb der DARIAH-DE-
Dienste

• Förderung der Nutzung von DARIAH-DE-Dienste

• Einhaltung der für die Arbeit im Rahmen von  DARIAH-DE geltenden
Richtlinien und Regeln

Juristische Personen benennen jeweils eine natürliche Person, welche die
Mitgliedschaft verantwortlich ausübt.

Zur Aufnahme in den Verein ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag an den Vorstand (s.
§ 7) zu richten. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. Für die Aufnahme ist
Einstimmigkeit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Die Mitgliedschaft beginnt mit
dem Aufnahmebeschluss.

Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder – sofern es sich bei dem
Mitglied um eine natürliche Person handelt – Tod, beziehungsweise im Falle einer
juristischen Person durch deren Auflösung.

Der Austritt eines Mitgliedes erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem
Vorstand und ist nur mit einer Frist von mindestens drei Monaten zum Schluss des
Geschäftsjahres möglich. Wird diese Frist nicht eingehalten, wird der Austritt erst
zum Ende des nächsten Geschäftsjahres wirksam.

Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes ausgeschlossen werden, wenn es
in erheblichem Maß gegen die Vereinsstatuten verstößt oder den Vereinszielen
zuwiderhandelt. Für den Ausschluss ist Einstimmigkeit der abgegebenen Stimmen
notwendig. Gegen den Beschluss kann das Mitglied die Mitgliederversammlung (s. §
6) binnen eines Monats anrufen. Der Ausschluss ist bis zur Entschlussfassung der
Mitgliederversammlung vertagt. Diese entscheidet endgültig. Für den Ausschluss ist
eine Dreiviertelmehrheit der abgegebenen  Stimmen in der Mitgliederversammlung
notwendig. Enthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Das betroffene
Mitglied ist zu der betreffenden Sitzung einzuladen und anzuhören, nimmt an der
Abstimmung selbst aber nicht teil.

§ 5 Organe des Vereins

Die Organe des Vereins sind:
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• die Mitgliederversammlung

• der Vorstand

• die Geschäftsstelle

• die Beiräte:

◦ die technische Kommission 

◦ die wissenschaftliche Kommission

◦ DARIAH & CLARIN Technical Advisory Board

Zusätzlich gibt es das Kuratorium, das besetzt ist durch den Vorstand und Vertretern
des Bundes und der sich beteiligenden Länder. 

§ 6 Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung legt die Richtlinien der Arbeit des Vereins fest und
entscheidet in allen Fragen von grundsätzlicher Bedeutung, sofern bestimmte
Aufgaben gemäß dieser Satzung nicht einem anderen Vereinsorgan übertragen
wurden. Insbesondere beschließt sie über Satzungsänderungen (s. § 8), den
Jahreswirtschaftsplan, die Feststellung des Jahresberichts und der Jahresrechnung
sowie über die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge (s. § 3), die Verwendung der
Vereinsmittel, die Auflösung des Vereins, die Verwendung eines etwaigen
Vereinsvermögens (s. § 9) und wählt den Vorstand.

Die Mitgliederversammlung kann eine wissenschaftliche Kommission einsetzen und
beruft deren Mitglieder.

Jede satzungsmäßig einberufene ordentliche Mitgliederversammlung ist
beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Falls dieses
Quorum nicht erreicht wird, ist innerhalb von acht Wochen eine erneute
Mitgliederversammlung einzuberufen. Diese ist unabhängig von der Zahl der
anwesenden Mitglieder beschlussfähig; auf diesen Umstand ist in der Einladung
hinzuweisen. Davon ausgenommen sind Beschlüsse über Änderungen des
Vereinszwecks und die Auflösung des Vereins (s. § 9).

Sowe i t d iese Sa tzung n ich t Anderes vo rschre ib t , besch l ieß t d ie
Mitgliederversammlung über Anträge des Vorstands und der Mitglieder des Vereins
mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gilt ein
Antrag als abgelehnt. Ein Beschluss kommt nicht zustande, wenn mehr als die Hälfte
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder eine ungültige Stimme abgegeben
oder sich der Stimme enthalten hat. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht
ist nicht übertragbar. Enthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen.
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Die Mitgliederversammlung wählt aus den Mitgliedern des Vereins mit einfacher
Mehrheit der anwesenden Mitglieder die Mitglieder des Vorstands (s. § 7) für eine
Amtszeit von drei Jahren. Eine mehrmalige Wiederwahl ist möglich. Die
Vorstandsmitglieder bleiben bis zur Wahl ihrer jeweiligen Nachfolger im Amt.

Die Mitgliederversammlung entscheidet mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden
Mitglieder über die Verwendung von Vereinsmitteln.

Über die Beitragshöhe und -fälligkeit möglicher Mitgliedsbeiträge entscheiden die
anwesenden Vereinsmitglieder der Mitgliederversammlung mit Dreiviertelmehrheit.

Die Mitgliederversammlung kann dem Vorstand (s. § 7) bezüglich der
Mittelverwendung bis zu einer von ihr festzusetzenden Obergrenze mit
Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder Handlungsvollmacht erteilen.

Eine ordentliche Mitgliederversammlung ist mindestens einmal jährlich durch den/die
erste(n) Vorstandsvorsitzende(n) oder bei dessen/deren Verhinderung durch den/die
zweite(n) Vorstandsvorsitzende(n) (s. § 7) einzuberufen und spätestens drei Monate
vor Ende des laufenden Geschäftsjahres durchzuführen. Mitgliederversammlungen
werden von dem/der ersten Vorstandsvorsitzenden oder bei dessen/deren
Verhinderung von dem/der zweiten Vorstandsvorsitzenden geleitet.

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist durch den/die erste(n)
Vorstandsvorsitzende(n) oder bei dessen/deren Verhinderung durch den/die
zweite(n) Vorstandsvorsitzende(n) binnen höchstens drei Monaten einzuberufen,
wenn ein Drittel der Mitglieder dies verlangt, ein auszuschließendes Mitglied dem
Entschluss des Vorstandes widerspricht, wenn der Vorstand zurücktritt oder wenn es
das Interesse des Vereins erfordert.

Die Mitglieder sind spätestens vier Wochen vor dem Zeitpunkt einer
Mitgliederversammlung unter Bekanntgabe der vorläufigen Tagesordnung und unter
Übersendung der notwendigen Unterlagen schriftlich oder auf elektronischem Wege
(via E-Mail) einzuladen.

Der Mitgliederversammlung ist vom Vorstand jährlich Bericht zu erstatten und
Rechnung zu legen. Nach Ablauf des Geschäftsjahrs ist die Mittelverwendung durch
zwei von der Mitgliederversammlung zu wählende Personen, die nicht Mitglieder des
Vorstands sein dürfen, unverzüglich zu prüfen. Über das Ergebnis ist der
Mitgliederversammlung zu berichten.

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie
ist von dem/der Versammlungsleiter(in) und dem/der Protokollführer(in) zu
unterzeichnen.

Beschlüsse sind innerhalb von Sitzungen oder im Umlaufverfahren (schriftlich, per
Fax, fern-mündlich oder auf elektronischem Wege) zu fassen. Die Frist für die
Umlaufzeit muss mindestens eine Woche betragen; bei Wahlen und in
Personalangelegenheiten ist eine geheime Abstimmung sicherzustellen.
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Die Mitgliederversammlung kann sich eine Geschäftsordnung geben.

§ 7 Vorstand

Der Vorstand besteht aus dem/der ersten Vorsitzenden, dem/der zweiten
Vorsitzenden, dem/der Schatzmeister(in), dem Schriftführer sowie den Sprechern der
drei Beiräte. Sie bilden den Vorstand im Sinne von § 26 BGB. Sie bilden den
Vorstand im Sinne der Vertretungsregelung des § 26 BGB und des Haftungsprivilegs
des § 31a BGB. Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist
unzulässig. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei
Vorstandsmitglieder gemeinsam vertreten.

Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und wird dabei durch die
Geschäftsstelle operativ unterstützt. Hierzu gehören insbesondere:

• die Vorbereitung der Sitzungen der Mitgliederversammlung und die
Durchführung ihrer Beschlüsse

• die Erstellung des Jahreswirtschaftsplans, des Jahresberichtes und der
Jahresrechnung

• Beschluss über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern (s. § 4)

Sitzungen des Vorstands finden mindestens zweimal im Geschäftsjahr sowie auf
Antrag eines seiner Mitglieder statt. Die Sitzungen werden von dem/der ersten
Vorstandsvorsitzenden oder bei dessen/deren Verhinderung von dem/der zweiten
Vorstandsvorsitzenden geleitet. Die Einladung zu den Sitzungen erfolgt schriftlich
durch den/die erste(n) Vorstandsvorsitzende(n) oder bei dessen/deren Verhinderung
durch den/die zweite Vorstandsvorsitzende(n) unter Einhaltung einer Frist von
mindestens zwei Wochen. Der Vorstand fasst, soweit diese Satzung nicht Anderes
vorschreibt, seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit und ist nur in Anwesenheit aller
seiner Mitglieder beschlussfähig.

Über die Beschlüsse des Vorstands ist eine Niederschrift zu fertigen und von
dem/der Sitzungsleiter(in) zu unterzeichnen.

Der Vorstand kann bei der Erfüllung seiner Aufgaben von einer Geschäftsstelle
unterstützt werden. Sie wird vom einem/einer Geschäftsführer(in) geleitet. Der/die
Geschäftsführer(in) wird vom Vorstand bestellt und abberufen. Der/die
Geschäftsführer(in) nimmt an den Vorstandssitzungen mit beratender Stimme teil.

Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben.

§ 7a DARIAH-DE Coordination Office

Neben der Unterstützung des Vorstands führt die Geschäftsstelle die operativen
Aufgaben des Vereins. Hierzu gehört insbesondere:
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• DeISU

◦ Vermittlung fachwissenschaftlicher und technologischer Beratung und 
Services

◦ Abrechnung der Dienste

◦ Administration der Dienste

◦ Fakturierung / Finanzbuchhaltung 

• Koordination: Inhalte, Projekte, Prozesse, Gremien, Kooperationen, Drittmittel 

• Unterstützung der Marketingmaßnahmen 

• Unterstützung der Geschäftsführung 

§ 7b Die Kommissionen

Grundsätzlich haben die Beiräte beratende Funktion, wobei sie gleichzeitig die

jeweiligen Stakeholder-Interessen vertreten:

• Die technische Kommission setzt sich aus Vertretern der Diensteanbietern

zusammen und haben zur Aufgabe, Interoperabilität der verschiedenen

technischen DARIAH-Dienste sicher zustellen, sowie technologische Trends

wahrzunehmen und in die Diskussion einzubringen.

• Der wissenschaftliche Beirat setzt sich aus Vertretern der zu DARIAH-DE

gehörigen Forschungsprojekten und Clustern zusammen und vertritt die

Interessen der Wissenschaftler, also der Konsumenten der DARIAH-Dienste

• Das DARIAH-CLARIN technical advisory board setzt sich aus von den

Förderern bestimmten Experten zusammen und vertritt die Interessen der

Forschungs- und Infrastrukturförderern. 

§ 8 Änderungen der Satzung

Über Änderungen dieser Satzung beschließt die Mitgliederversammlung mit
Dreiviertelmehrheit der anwesenden Mitglieder; Enthaltungen zählen hierbei als nicht
abgegebene Stimmen.

Alle Anträge auf Satzungsänderungen sind den Mitgliedern spätestens vier Wochen
vor Beginn der Mitgliederversammlung mitzuteilen. Dies gilt nicht für Gegen- und
Abänderungsanträge aus der Mitgliederversammlung.
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Änderungen oder Ergänzungen der Satzung, die von der zuständigen
Registerbehörde oder vom Finanzamt vorgeschrieben werden, werden vom Vorstand
umgesetzt und bedürfen keiner Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung.
Sie sind den Mitgliedern spätestens mit der Einladung zur nächsten
Mitgliederversammlung mitzuteilen.

§ 9 Änderung des Vereinszwecks und Auflösung des Vereins

Über die Änderung des Vereinszwecks, die Auflösung des Vereins sowie die
Ve r w e n d u n g e i n e s e t w a i g e n Ve r e i n s v e r m ö g e n s b e s c h l i e ß t d i e
Mitgliederversammlung (s. § 6) mit Dreiviertelmehrheit der anwesenden Mitglieder.
Eine Beschlussfassung bedarf dabei der Anwesenheit von mindestens der Hälfte der
Mitglieder und ist nur zulässig, wenn in der Einladung zu der betreffenden
Mitgliederversammlung auf diesen Tagesordnungspunkt ausdrücklich hingewiesen
wurde und der Einladung sowohl der bisherige als auch der vorgesehene neue
Satzungstext beiliegen.

Im Falle einer Auflösung des Vereins ist das etwaige Vereinsvermögen zu
gemeinnützigen Zwecken der Forschungsförderung zu verwenden. Der
entsprechende Beschluss der Mitgliederversammlung bedarf zu seiner Ausführung
der Einwilligung des zuständigen Finanzamtes.

§ 10 Schiedsgerichtsklausel

Sollte es zu Meinungsverschiedenheiten zwischen Mitgliedern und dem Verein
kommen, werden sich die Parteien um eine gütliche Einigung bemühen.

Kommt es zu keiner Einigung, wird die Meinungsverschiedenheit unter Ausschluss
des ordentlichen Rechtsweges von einem Schiedsgericht entschieden, das auch
über die Kosten des Schiedsverfahrens und ihre Verteilung unter die streitenden
Parteien beschließt.

Das Schiedsgericht besteht aus zwei Schiedspersonen und einem/einer
Vorsitzenden. Jede Partei benennt innerhalb von drei Wochen nach Aufforderung
durch die andere Partei eine Schiedsperson; beide Schiedspersonen benennen dann
ihrerseits einvernehmlich als drittes Mitglied des Schiedsgerichts eine/n
Vorsitzende(n) mit der Befähigung zum Richteramt (Volljurist). Ist eine Partei mit der
Benennung ihrer Schiedsperson mehr als 14 Tage in Verzug und/oder können sich
die beiden Schiedspersonen innerhalb einer Frist von 14 Tagen nicht auf die Person
des/der Vorsitzenden einigen, ist der Präsident des am Vereinssitz zuständigen
Landgericht zu bitten, das fehlende Mitglied des Schiedsgerichts zu bestimmen.
Sofern beim Schiedsverfahren ein Kostenvorschuss anfällt, ist dieser von der das
Schiedsverfahren verlangenden Partei zu übernehmen.
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§ 11 Inkrafttreten der Satzung

Die Satzung wurde in der konstituierenden Mitgliederversammlung am ______
beschlossen und tritt nach der erfolgten Bestätigung der Gemeinnützigkeit des
Vereins durch das zuständige Finanzamt in _______ in Kraft.
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